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Rezeption fränkischer investiturformen in Italien gewesen. In einer 
Urkunde von 1082 (S. 93) begegnet eine ancilla Ciariza, „nacio eius 
Italie", wol das erste Beispiel dieser Art. Eine Urkunde von 780 ge-
denkt (S. 62) einer „centuria Mestre", die an die „centini" in Ratchis 
c. 1 erinnert. Beide Hefte enthalten ausführliche Sachregister. 
R. S c h r ö d e r . 
Georg W i n t e r , Geschichte des Rates in Strassburg, von 
seinen ersten Spuren bis zum Statut von 1263 (a. u. 
d. T. Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechts-
geschichte, herausgegeben von 0 . Gierke. I. Heft). 
Breslau, 1878. Koebner. 92 Seiten. 8. 
Der Verf. dieser leider unverdient verspätet zur Anzeige kommen-
den Untersuchung hat den 1879 von W. Wiegand in musterhafter 
Weise herausgegebenen ersten Band des Strassburger Urkundenbuches 
noch nicht benutzen können. Uebrigens würden sich daraus für seine 
ebenso sorgfältige wie einsichtige Arbeit nur Ergänzungen, aber keine 
wesentlichen Berichtigungen ergeben haben1). Die Geschichte des 
Strassburger Rates beginnt mit dem zweiten Stadtrecht, dessen Ab-
fassungszeit der Verf. unter Zustimmung Wiegands (a. a. O. 481) um 
die Wende des 12. und 13. Jahrhunderts setzt. Eine dem Verf. noch 
unbekannte Urkunde aus der Zeit des Bischofs Konrad (1190—1202) 
enthält bereits einen Beschluss der „burgenses nostre civitatis" in 
Almendeangelegenheiten, ist von zwölf „consiliariis et rectoribus nostre 
civitatis" ausgestellt und mit dem Stadtsiegel beglaubigt (Strassburger 
Urk.-B. I Nr. 144). Dieselben Personen bis auf eine linden sich auch 
unter den zahlreichen Zeugen eines Vertrages, den Bischof Konrad 
im Jahre 1201 mit Graf Rudolf von Habsburg eingieng, „Consilio 
fratrum nostrum maioris ecclesie, hominum quoque ministerialium et 
burgensium nostrorum" (ebd. Nr. 139), in der Hauptsache ebenso unter 
einer bischöflichen Urkunde von 1199 (Nr. 137). Die Urkunde von 
1201 trägt auch schon das Stadtsiegel (sigillum burgensium Argenti-
nensis civitatis). Da Bischof Konrad zu Anfang seiner Regierung mit 
den Ministerialen in Konflikt kam, was wol auf die ersten Selbständig-
keitsbestrebungen der Stadt zurückzuführen ist, während seit der zwie-
spältigen Königswahl von 1198 Bischof und Stadt durch die gemein-
same Gegnerschaft gegen Philipp eng verbunden waren, so ist die Ab-
fassung des zweiten Stadtrechts mit ziemlicher Sicherheit zwischen 1198 
und 1201 zu setzen. Vorher hat es in Strassburg keinen Rat gegeben. 
Die entgegenstehende Annahme Arnolds wird von dem Verf. treffend 
' ) Vgl. E. K r u s e , Verfassungsgeschichte der Stadt Strassburg im 
12. und 13. Jahrh. (1. Ergänzungsheft der Westdeutschen Zeitschrift 
für Geschichte und Kunst, herausg. v. Lamprecht). Trier 1884. 
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widerlegt. Des Beirats seiner Ministerialen hat der Bischof sich freilich 
von je her bedient, im Laufe des 12. Jahrhunderts werden oft auch 
Personen aus der Bürgerschaft, namentlich wol Schöffen, zugezogen, und 
das erste Stadtrecht , dessen Abfassung der Verf. im Anschluss an 
Hegel und in Uebereinstimmung mit Wiegand in das zweite Viertel des 
12. Jahrhunder ts (nach 1129) setzt, schreibt lür gewisse Fälle eine der-
artige Zuziehung geradezu vor, räumt auch der Bürgerschaft ein ge-
wisses Mitwirkungsrecht bei der Einsetzung eines neuen Vogtes ein, 
aber ein organisches Insti tut , das man einen „Rat" nennen könnte, 
liegt noch in keiner Weise vor, selbst die von dein Verf. für diese 
Verhältnisse gebrauchte Bezeichnung „Gemeinderat" geht unseres Er-
achtens zu weit. Von Selhstregierung ist noch keine Rede, man kann 
nur von einer Vorbereitung der späteren Eutwickeluug reden, gerade so 
wie im 13. Jahrhunder t , durch das zweite Stadtrecht angebahnt , die 
Zuziehung der Sehöffel und Handwerksmeister zu wichtigeren Rats-
verhandlungen 1 ) die Reformen des 14. Jahrhunderts vorbereitet hat2). 
Als die wichtigste Aufgabe des Rates betrachtet der Verf. die 
selbständige Handhabung der hohen Gerichtsbarkeit, wobei der Bürger-
meister als Richter, der übrige Rat als Urteilerkollegium tätig war. 
Er n immt an , dass das Vogtgericht damit ganz bei Seite geschoben 
sei, während die niedere Gerichtsbarkeit dem Schultheissen und den 
beiden vou diesem eingesetzten Richtern in alter Weise verblieb. 
Dagegen gestehen Hegel und Kruse dem Rate nur eine konkurrierende 
Gerichtsbarkeit neben Vogt und Schultheissen zu3). In der Tat ist 
nicht anzunehmen, dass das echte Ding, das der Vogt bis dahin ab-
gehalten hat te , stillschweigend aufgehoben sein sollte; es wird in der 
alten Gestalt fortgedauert haben , bis es aus Mangel an Beschäftigung 
von selbst eingieng4). Ausserdem behielt der Vogt seine bisherigen Ge-
') Zweites Stadtrecht c. 5: Quandocunque ardua negotia coram 
domino episcopo vel alibi sunt t rac tanda, cónsules primo congrega-
buntur ad invicem e t , si opus fueri t , scabini vocantur ad consilium. 
Beispiele dieser Behandlung der „ardua negotia" Strassb. Urk.-B. I, 
Nr. 216 (1229), 220 (1230): magistri civium cum tocius civitatis Con-
silio et aliis civibus multis honestis et maioribus, 270 (1240): Rats-
beschluss de communi consensu scabinorum et offlcialium, 298 (1240): 
de consensu et volúntate scabinorum et aliorum concivium nostrorum 
et de Consilio magistrorum operis. Vgl. das dritte Stadtrecht (1245 bis 
1260): „cónsules et ceteri cives meliores et sapientiores cum — — 
episcopo, canonicis et ministerialibus in hoc convenerunt" und § 21: 
„Statutum est etiam de communi Consilio consiliariorum et scabi-
n o r u m " (a. a. 0 . Seite 482, 484). — -) Gegen die mehrfach aufgestellte 
Behauptung, dass schon die Sehöffel des 13. Jahi h. den Zünften angehört 
hätten, vgl. H e u s l e r , Ursprung der Stadtverfassung 201 f. Sogar die 
Handwerksmeister oder Zunftvorsteher wurden erst seit dem Vertrage 
von 1263 aus dem Kreise der Handwerker genommen. — 3) Vgl. 
H e g e l , Chroniken der deutschen Städte VIII, Einleitung S. 25. K r u s e , 
a. a. 0 . 42. — *) Dass der Vogt noch eine Gerichtsbarkeit ausübte, 
ergibt sich aus § 14 des zweiten sowie aus dem Eingange und § 14 
des dritten Stadtrechts (Strassb. Urk.-B. I, S. 482 f.). Übrigens dingte 
der Rat ebenso wie der Vogt in der bischöflichen Pfalz. Vgl. erstes 
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richtsgefälle1) und den Bann2). Dass der Vogt keineswegs in der 
Weise, wie Winter annimmt, bei Seite geschoben war, zeigt sich auch 
in dem Umstände, dass er bei der Abfassung des zweiten Stadtrechts 
ausdrücklich seine Zustimmung erteilte, während bei dem dritten 
Stadtrecht ein besonderer Vorbehalt zur Wahrung der Rechte des Vogts 
und des Schultheissen für notwendig erachtet wurde3); auch das eifrige 
Bestreben des Rates, sich gegen den Uebergang der Vogtei in mäch-
tigere Hände zu sichern4), würde kaum einen Sinn haben, wenn die 
Vogtei bereits so bedeutungslos gewesen wäre, wie der Verf. annimmt. 
Noch entschiedener müssen wir dem Verf. hinsichtlich dessen, 
was er über die Beziehungen des Rates zu dem Schöffenkollegium 
bemerkt, widersprechen. Nach dem Verf. war der Rat ein mit be-
sonderen Vorrechten ausgestatteter Ausschuss des Schöffenkollegiums, 
dessen zur Zeit nicht in den Rat berufene Mitglieder als Urteiler im 
Schultheissengericht fungierten und ausserdem die ihnen von dem 
zweiten Stadtrecht überwiesenen Aufgaben im Stadtregiment und als 
Urkundspersonen versahen. Dieser Annahme widerspricht schon die 
Zahl der Ratsmitglieder, die von vorn herein auf mindestens zwölf 
festgesetzt wurde und später auf das doppelte gestiegen ist. Vor allem 
aber übersieht der Verf., dass das zweite Stadtrecht die „scabini", 
d. h. die späteren „Schöffel", als eine unverkennbare Neuerung be-
handelt und in einen scharfen Gegensatz zu den Ratsherren bringt6). 
Die letzteren sollen aus den beiden Klassen der ministeriales und 
burgenses auf je ein Jahr ernannt werden — über die Art der Er-
nennung wird, bezeichnend genug, nichts gesagt, die muss also bekannt 
gewesen sein — und dem Bischof wie der Stadt Treue schwören (§ 1). 
Dagegen heisst es § 23: „Preterea omnium beneplacito electi et statuti 
sunt scabini vite probabilis bonique testimonii, qui in electione sua 
iurare debent coram consulibus testimonium veritati perpetualiter 
exhibere super omnibus que viderint et audieriut." Also die Schöffel 
werden gewählt, und zwar „omnium beneplacito", d. h. von der ganzen 
Bürgerschaft, und die erste Wahl hatte bei der Abfassung des zweiten 
Stadtrechts bereits stattgefunden („electi sunt"); die Wahl erfolgt nicht 
periodisch, sondern auf Lebenszeit; die Gewählten werden von dem 
Stadtrecht § 42. Strassb. Urk.-B. I, S. 243 Anm. 1. H e g e l , a. a. 0 . 
¡.χ 
») Zweites Stadtrecht §§ 11 — 14, 25. — 2) Die §§ 11, 12, 19—23 
des ersten Stadtrechts fanden wol analoge Anwendung. — 3) Vgl. 
Eingang des dritten Stadtrechts: de communi consensu et Consilio hec 
nova instituta slatuerunt, sal vis tarnen antiquis iudieiis et statutis in 
omnibus, ita quod scultetus, advocatus et cónsules in prioribus 
nihilominus procédant, prout iura et consuetudines civitatis in libellis 
sunt descripte. — 4) Vgl. Strassb. Urk.-B. I Nr. 181 (1220). 290 (1244). 
312 (1247). 317 (1247). 334 (1249). — 5 ) V e r l . Hegel , Chroniken der deut-
schen Städte VIII, Einleitung S. 25. IX, 952. 957 f. Kruse , a. a. 0. 41. 
A. S c h u l t e , Strassb. Urk.-B. III, Einleitung S. 16. Auch H e u s l e r , 
a. a. 0. 201 ff. nimmt keinen Zusammenhang der „Schöffel" mit den 
Vogtgerichtssohöffen, aus denen der Rat hervorgegangen sei, an, ver-
mutet aber eine Anknüpfung an die Schöffen des Schultheissengerichts. 
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Rate vereidigt. Das Kollegium der Schöffel, an dessen Spitze seit 
1229 und 1230 ein Schöffenmeister, magister scabinorum, hervortri t t 
(Strassb. Urk.-B. I S. 171, 174 Anm. 1), ernennt jährlich zur Zeit der 
Erneuerung des Rates zwei Deputierte, die mit den Deputierten des 
Rates einen Viererausschuss zur Wahrung der Verfassung bilden (§ 51), 
ausserdem werden die Schöffel in dringenden Fällen zur Teilnahme an 
den Sitzungen des Rates berufen (§ 5), während sie im übrigen mit 
administrativen und politischen Dingen nicht befasst werden, sondern 
als öffentliche Urkundspersonen im Gebiete der freiwilligen Gerichtsbar-
keit tätig sind (§§ 23—25), im Gegensatze zu dem Rate, dessen regel-
mässige Aufgabe die Handhabung der streitigen Gerichtsbarkeit ist1). 
Dass die Ratsmitglieder als solche im wesentlichen an die Stelle der 
Vogtgerichtsschöffen getreten sind, ist auch mir höchst wahrscheinlich. 
Der entsprechende von Heusler dargelegte Entwickelungsgang in anderen 
Städten lässt darauf schliessen und der Umstand, dass das zweite 
Stadtrecht die Art der Ernennung der Ratsmitglieder als bekannt 
voraussetzt, scheint dies zu bestätigen. Die späteren Zustände lassen, 
wie der Verf. mit Recht bemerkt, annehmen, dass der Rat schon früh 
ein Kooptationsrecht geltend gemacht hat. Dem gegenüber bestimmte 
Kaiser Friedrich II. 1214 ausdrücklich , dass die Ernennung von Rats-
mitgliedern nur mit Zustimmung des Bischofs erfolgen dürfe (Strassb. 
Urk.-B. Β. I Nr. 160), und denselben Anspruch verfocht später Bischof 
Walter von Geroldseck, der die Erweiterungen der städtischen Frei-
heiten leidenschaftlich bekämpfte (ebd. Nr. 467, 471), aber schon sein 
Nachfolger, Bischof Heinrich IV. von Geroldseck, erkannte in dem 
Vertrage von 1263 (Nr. 519) das Kooptationsrecht des Rates aus-
drücklich an. 
Dieser Vertrag von 1203 bildet den Schlussstein der Periode, deren 
Darstellung der Verf. sich zur Aufgabe gemacht hat, das erste Stadium 
in der En twick lung der städtischen Selbstregierung in Strassburg. 
Von nun an erfolgte die Einsetzung der höchsten städtischen Behörde, 
die zugleich das höchste Gericht in der Stadt war und in dem Ver-
trage zum Oberhofe für die ganze Diözese erhoben wurde, durchaus 
unabhängig vom Stadtherrn (denn die Bürgermeister wählte der Rat 
selbst, ursprünglich gieng das Amt in monatlichem Wechsel unter den 
Ratsmitgliedern um), die Selbstverwaltung und die Autonomie wurden 
völlig frei gegeben und dem Bischof verblieben nnr gewisse Hoheits-
und Ehrenrechte von mehr oder weniger untergeordneter Bedeutung. 
Da auch die Vogtrechte inzwischen, wie es scheint, ganz ausser Übung 
gekommen waren , so kann man dem Verf. nur zustimmen, wenn er 
behauptet , dass Strassburg mit dem Jahre 1263 voll und ganz in die 
Reihe der freien Städte eingetreten sei. 
R. S c h r ö d e r . 
>) Dagegen ist es allerdings möglich, dass die Schöffel, wie Heusler 
und \Vinter annehmen, als Beisitzer des Schultheissengeriehts zu fun-
gieren hatten. 
Zeitschrift (1. Savigny-Stiftnnf;. VI. Oprrn. Abili. 15 
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